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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 18. Juli 1959 

12 — 65304 — 3439/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Bundesregierung hat die 

Zwanzigste Verordnung über Zolltarifände- 
rungen zur Durchführung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl 

am 25. Juni 1959 erlassen. Die Verordnung ist am 30. Juni 1959 
im Bundesgesetzblatt Teil II S. 723 verkündet worden. Die 
Änderung in § 1 Nr. 3 dieser Verordnung ist mit Wirkung vom 
1. Januar 1959, im übrigen ist die Verordnung mit Wirkung 
vom 1. Juli 1959 in Kraft getreten. 

Anbei übersende ich gemäß § 1 Abs. 2 des Sechsten Gesetzes 
zur Änderung des Zolltarifs (Durchführung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl) 
vom 24. November 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 728) in der Fas- 
sung des Zolltarifgesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1395) einen Verordnungsentwurf nebst Begründung mit der 
Bitte, die Zustimmung des Deutschen Bundestages nach § 49 
Abs. 2 des Zollgesetzes in der Fassung des Fünften Zollände- 
rungsgesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1671) 
herbeizuführen. 

Den Verordnungsentwurf habe ich gleichzeitig dem Herrn Prä- 
sidenten des Bundesrates übersandt. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister 
für Familien- und Jugendfragen 

Dr. Wuermeling 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Entwurf einer Zwanzigsten Verordnung 
über Zolltarifänderungen zur Durchführung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 


Auf Grund des § 1 Abs. 1 des Sechsten Gesetzes 
zur Änderung des Zolltarifs (Durchführung des Ge- 
meinsamen Marktes der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl) vom 24. November 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 728) in der Fassung des § 4 des 
Zolltarifgesetzes vom 23. Dezember 1958 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 751) verordnet die Bundesregierung, 
nachdem dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellung- 
nahme gegeben worden ist, mit Zustimmung des 
Bundestages: 


§ 1 

Der Deutsche Zolltarif 1959 (Bundesgesetzbl. 
1958 II S. 751) wird wie folgt geändert: 


1. Die Vorschrift 7 zu Kapitel 73 (Eisen und Stahl) erhält folgende Fassung: 

! 7. Zollkontingent der Tarifnr. 73.15. 1 

1 • ; 

Der ermäßigte Zollsatz von 4 °/o des Wertes für Waren aus legiertem | 

Stahl mit einem Gehalt an Kohlenstoff von 0,90 bis 1,15 Gewichtshain- 
dertteilen, an Chrom von 0,50 bis 2 Gewichtshundertteilen, auch mit 
] einem Gehalt an Molybdän von 0,50 Gewichtshundertteilen oder weniger 

j (Wälzlagerstahl) der Tarifnr. 73.15 - B - 4 - b - 1 (Anmerkung), 2 (Anmer- 

| kung), 3 - a und b (Anmerkung) und B-5-a (Anmerkung) gilt für eine 

i Gesamtmenge von 2 500 t in der Zeit vom 1. Juli 1959 bis 31. Dezember 

1959. 

Die Abfertigung ist nur bei den vom Bundesminister der Finanzen zu 
I bestimmenden Zollstellen zulässig. 


2. In der Tarifnr. 73.08 (Warmbreitband usw.) erhält die Anmerkung zu Tarifnr. 73.08 - A - 1 folgende 
Fassung: 


Anmerkung zu Tarifnr. 73.08 - A - 1 

i 

Warmbreitband in Rollen, nicht plattiert, mit einer Breite von weniger 


als 1,5 m, bis zu einer Gesamtmenge von 30 000 t in der Zeit vom 1. Juli 


| 1959 bis 31. Dezember 1959 

— 

i 

Die Abfertigung ist nur bei den vom Bundesminister der Finanzen zu 


| bestimmenden Zollstellen zulässig. 



3. In der Tarifnr. 73,15 (Qualitätskohlenstoffstahl und legierte Stähle usw.) erhält im Absatz B-6-a-l 
(Elektrobleche usw.) die Anmerkung zu Tarifnr. 73.15 - B - 6 - a - 1 folgende Fassung: 


| Anmerkung zu Tarifnr. 73.15 - B - 6 - a - 1 j 

Elektrobleche mit einem Ummagnetisierungsverlust von 0,75 Watt oder 
weniger je kg, unabhängig von ihrer Dicke, bis zu einer Gesamtmenge 
von 6 250 t in der Zeit vom 1. Januar 1959 bis 31. Dezember 1959 . . . 


frei 


Die Abfertigung ist nur bei den vom Bundesminister der Finanzen zu 
bestimmenden Zollstellen zulässig. 
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§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. IS. 1) in Verbindung mit § 2 des Sechsten 
Gesetzes zur Änderung des Zolltarifs (Durchführung 
des Gemeinsamen Marktes der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stähl) vom 24. November 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 728) und § 5 des Zoll- 
tarifgesetzes vom 23. Dezember 1958 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 751) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Zwanzigste 
Verordnung über Zolltarifänderungen zur Durch- 
führung des Gemeinsamen Marktes der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl vom 
25. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. II S. 723) außer 
Kraft. 


Begründung 


Zu § 1 Nr. 1 

Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl hat der Bundesrepublik Deutsch- 
land auch für das zweite Kalenderhalbjahr 1959 ein 
Zollkontingent für Wälzlagerstahl zu dem ermäßig- 
ten Zollsatz von 4 °/o des Wertes zugestanden. Die 
Höhe des Kontingents wurde in dem Streben nach 
einem allmählichen Abbau des Zollkontingentes auf 
2500 t (erstes Halbjahr 1959 3000 t) festgesetzt. 

Zu § 1 Nr. 2 

1. Warmbreitband, nicht plattiert, mit einer Breite 
von weniger als 1,5 m, wird jetzt in der Gemein- 
schaft in ausreichender Menge und Qualität herge- 
stellt. 

2. Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl hat jedoch aus preispolitischen 
Gründen beschlossen, auch für das zweite Halbjahr 
1959 — in Höhe der Hälfte des Kontingents für das 
erste Halbjahr 1959 — ein Zollkontingent einzu- 
richten. 

3. Das Zollkontingent für Warmbreitband zu dem 
ermäßigten Zollsatz von 3 °/o des Wertes beträgt 
dementsprechend für die Zeit vom 1. Juli 1959 bis 
31. Dezember 1959 für die Bundesrepublik Deutsch- 
land 30 000 t. 

Zu § 1 Nr. 3 

1. Menge und Güte der in der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl erzeugten Elektro- 


| bleche mit einem Ummagnetisierungsverlust von 
0,75 Watt oder weniger je kg sind gestiegen. Der 
Ministerrat der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl hat deshalb beschlossen, die Zoll- 
kontingente der Mitgliedstaaten für das zweite 
Halbjahr 1959 zu kürzen. Der Bundesrepublik 
Deutschland wurde für das zweite Halbjahr 1959 
ein zollfreies Kontingent von 2750 t (erstes Halb- 
jahr 1959 3500 t) zugestanden. 

2. Der Ministerrat hat außerdem beschlossen, die 
i den einzelnen Mitgliedstaaten im ersten und zwei- 
ten Halbjahr 1959 zugestandenen Mengen an zoll- 
| freien Elektroblechen zu einem Jahreskontingent für 
j das Kalenderjahr 1959 zusammenzuziehen. Damit 
j wird eine Verlagerung der Einfuhr aus dem zwei- 
i ten Halbjahr in das erste Halbjahr ermöglicht, ohne 
das Gesamtkontingent auszuweiten. Hierdurch soll 
! Störungen in der Versorgung der Gemeinschaft 
| (z. B. durch Streiks in den Lieferländern) begegnet 
j werden. 


Zu § 1 Nr. 1 bis 3 

| Die Bundesrepublik Deutschland hat die Beschlüsse 
des Ministerrats der Europäischen Gemeinschaft für 
' Kohle und Stahl vom 4. Mai 1959 im Deutschen Zoll- 
' tarif zu verwirklichen. Durch die vorliegende Ver- 
ordnung wird der Deutsche Zolltarif 1959 dement- 
sprechend geändert. 
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